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FreihandelsabkommenFreihandelsabkommen

zwischen den EFTA-Staaten und der Republikzwischen den EFTA-Staaten und der Republik
KoreaKorea11

Abgeschlossen in Hong Kong am 15. Dezember 2005
Zustimmung des Landtags: 20. April 2006

Inkrafttreten: 1. September 2006

Die Republik Island, das Fürstentum Liechtenstein, das Königreich
Norwegen und die Schweizerische Eidgenossenschaft (nachfolgend als
"EFTA-Staaten" bezeichnet),

und

die Republik Korea (nachfolgend als "Korea" bezeichnet),

nachfolgend gemeinsam als "Vertragsparteien" bezeichnet,

eingedenk der zwischen Korea und den EFTA-Staaten bestehenden wich-
tigen Bande;

im gemeinsamen Willen, diese Bande durch die Schaffung einer Freihandels-
zone zu festigen und damit enge und dauerhafte Beziehungen herzustellen;

in der Überzeugung, auf ihren Staatsgebieten durch die Freihandelszone
einen erweiterten und sicheren Markt für Güter und Dienstleistungen zu
errichten sowie ein stabiles und berechenbares Umfeld für Investitionen
zu schaffen und so die Wettbewerbsfähigkeit ihrer Firmen auf den Welt-
märkten zu erhöhen;

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zur Charta der Vereinten Nationen und
zur Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte;
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entschlossen, mit der Beseitigung von Handelshemmnissen durch die Schaf-
fung einer Freihandelszone zur harmonischen Entwicklung und Auswei-
tung des Welthandels beizutragen und eine engere internationale Zusam-
menarbeit zu fördern, insbesondere zwischen Europa und Asien;

mit dem Ziel, in ihren jeweiligen Hoheitsgebieten neue Arbeitsplätze und
bessere Lebensbedingungen zu schaffen und durch die Ausweitung des
Handels und der Investitionen ein hohes und stetig wachsendes Realein-
kommen in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet zu gewährleisten;

in der Überzeugung, dass dieses Abkommen die Voraussetzungen schaffen
wird, um die gegenseitigen Beziehungen in den Bereichen Wirtschaft,
Handel und Investitionen auszubauen;

aufbauend auf ihren Rechten und Pflichten, welche sich aus dem
Abkommen von Marrakesch zur Errichtung der Welthandelsorganisation
und der anderen darunter ausgehandelten Abkommen (nachfolgend als
"WTO-Abkommen" bezeichnet) sowie anderer multilateraler und bilate-
raler Kooperationsinstrumente, denen beide Vertragsparteien angehören,
ergeben; und

anerkennend, dass die Handelsliberalisierung die optimale Nutzung der
Weltressourcen in Übereinstimmung mit dem Ziel der nachhaltigen Ent-
wicklung ermöglichen soll, im Bestreben, die Umwelt zu erhalten und zu
schützen,

haben zur Erreichung oben genannter Ziele Folgendes beschlossen:

I. Allgemeine BestimmungenI. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1.1

Zielsetzung

1) Korea und die EFTA-Staaten errichten hiermit eine Freihandelszone
im Einklang mit den Bestimmungen dieses Abkommens.

2) Ziele dieses Abkommens, das auf Handelsbeziehungen zwischen
Marktwirtschaften beruht, sind:
a) die Liberalisierung und Erleichterung des Warenhandels in Übereinstim-

mung mit Art. XXIV des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
(nachstehend als "GATT 1994" bezeichnet);
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b) die Liberalisierung des Handels mit Dienstleistungen in Übereinstim-
mung mit Art. V des Allgemeinen Abkommens über den Handel mit
Dienstleistungen (nachstehend als "GATS" bezeichnet);

c) die Förderung des Wettbewerbs in ihren Märkten, insbesondere im
Zusammenhang mit den Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Ver-
tragsparteien;

d) die Erreichung zusätzlicher, auf Gegenseitigkeit beruhender, Liberalisie-
rung der öffentlichen Beschaffungsmärkte der Vertragsparteien;

e) die Sicherstellung eines angemessenen und wirksamen Schutzes des Geis-
tigen Eigentums gemäss internationalen Standards; und

f) auf diese Weise, durch den Abbau von Handelshemmnissen und durch
die Schaffung eines für die Zunahme der Investitionsströme günstigen
Umfelds, einen Beitrag zur harmonischen Entwicklung und Ausweitung
des Welthandels zu leisten.

Art. 1.2

Räumlicher Anwendungsbereich

1) Unbeschadet von Anhang I ist dieses Abkommen anwendbar:
a) auf die Landgebiete, die Binnengewässer und die Hoheitsgewässer einer

Vertragspartei sowie auf den Luftraum über ihrem Hoheitsgebiet in
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht; sowie

b) ausserhalb der Hoheitsgewässer in Bezug auf Massnahmen, die von einer
Vertragspartei in Ausübung ihrer Souveränitätsrechte oder Gerichtsbar-
keit gemäss Völkerrecht getroffen werden.

2) Anhang II ist in Bezug auf Norwegen anwendbar.

Art. 1.3

Umfang der unterstellten Handels- und Wirtschaftsbeziehungen

1) Die Bestimmungen dieses Abkommens finden Anwendung auf die
Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zwischen den einzelnen EFTA-
Staaten einerseits und Korea andererseits, nicht aber auf die Handelsbezie-
hungen zwischen den einzelnen EFTA-Staaten, sofern dieses Abkommen
keine anders lautenden Bestimmungen enthält.

2) Kraft des Vertrags vom 29. März 1923 zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und dem Fürstentum Liechtenstein über die Zollunion
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vertritt die Schweizerische Eidgenossenschaft das Fürstentum Liechtenstein
in den darunter fallenden Angelegenheiten.

Art. 1.4

Investitionen

In Bezug auf Investitionen wird auf das gesonderte Investitionsab-
kommen verwiesen, das Korea einerseits sowie Island, Liechtenstein und
die Schweiz andererseits abgeschlossen haben. Dieses Investitionsab-
kommen ist für seine Vertragsparteien Bestandteil der Instrumente zur
Errichtung der Freihandelszone.

Art. 1.5

Verhältnis zu anderen Abkommen

Die Bestimmungen dieses Abkommens stehen den Rechten und
Pflichten der Vertragsparteien aus dem WTO-Abkommen oder aus irgend-
einem anderen internationalen Übereinkommen, das sie abgeschlossen
haben, nicht entgegen.

Art. 1.6

Regionale und lokale Regierungen

Jede Vertragspartei stellt in ihrem Hoheitsgebiet sicher, dass sämtliche
Pflichten und Verpflichtungen, die sich aus diesem Abkommen ergeben,
durch die regionalen und lokalen Regierungen und Behörden sowie durch
nichtstaatliche Stellen, die in Ausübung der ihnen von zentralen, regionalen
oder lokalen Regierungen oder Behörden übertragenen Befugnisse handeln,
eingehalten werden.

Art. 1.7

Meistbegünstigungsabkommen

Dieses Abkommen hindert nicht vor Beibehaltung oder Errichtung von
Zollunionen, Freihandelszonen, Grenzhandelsabkommen und anderen
Meistbegünstigungsübereinkommen, sofern diese nicht die in diesem
Abkommen vorgesehene Handelsordnung beeinträchtigen.
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II. WarenverkehrII. Warenverkehr

Art. 2.1

Geltungsbereich

1) Dieses Kapitel gilt für die unten aufgeführten Erzeugnisse, die
Ursprung in einem EFTA-Staat oder in Korea haben müssen, sofern nicht
die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien durch das GATT 1994 gere-
gelt werden:
a) alle Erzeugnisse, die unter die Kapitel 25 bis 97 des Harmonisierten Sys-

tems zur Bezeichnung und Codierung der Waren (nachfolgend als "HS"
bezeichnet) fallen, ausgenommen die in Anhang III aufgeführten Pro-
dukte;

b) verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse gemäss Anhang IV; und
c) Fisch und andere Meeresprodukte gemäss Anhang V.

2) Korea hat mit den einzelnen EFTA-Staaten ein bilaterales Abkommen
über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen abgeschlossen.
Diese Abkommen sind Bestandteil der Instrumente zur Errichtung einer
Freihandelszone zwischen den EFTA-Staaten und Korea.

Art. 2.2

Ursprungsregeln und Zollverfahren

Die Bestimmungen über die Ursprungsregeln und die Zollverfahren sind
in Anhang I aufgeführt.

Art. 2.3

Zölle

1) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens beseitigen die EFTA-Staaten
und Korea alle Zölle und anderen Abgaben oder Gebühren auf Ein- und
Ausfuhren von Erzeugnissen mit Ursprung in einem EFTA-Land oder
Korea, unter Vorbehalt von Anhang VI.

2) Es werden keine neuen Zölle und andere Abgaben oder Gebühren auf
Ein- und Ausfuhren von Erzeugnissen mit Ursprung in einem EFTA-Land
oder Korea eingeführt.

3) Als "Zölle und andere Abgaben oder Gebühren auf Ein- und Aus-
fuhren" gilt jede Art von Abgaben oder Gebühren, die im Zusammenhang
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mit der Ein- oder Ausfuhr eines Erzeugnisses erhoben wird, einschliesslich
jeglicher Art von Zuschlagsbesteuerung oder Zusatzabgabe in Verbindung
mit der Ein- oder Ausfuhr, aber unter Ausschluss von Gebühren, die in
Übereinstimmung mit Art. III und IV des GATT 1994 erhoben werden.

Art. 2.4

Ausgangszollsätze

1) Für jedes Erzeugnis entspricht der Ausgangszollsatz, auf den die in
den Anhängen IV, V und VI aufgeführten schrittweisen Reduktionen anzu-
wenden sind, dem am 1. Januar 2005 angewendeten Ansatz des meistbe-
günstigten Landes (nachfolgend als "MFN" bezeichnet).

2) Reduziert eine Vertragspartei ihre MFN-Zollsätze für eines oder
mehrere Erzeugnisse, die unter dieses Abkommen fallen, finden die so
gesenkten Zollsätze so lange Anwendung, wie sie unter den gemäss
Anhängen IV, V und VI berechneten Zollsätzen liegen. Während der
Anwendung reduzierter MFN-Sätze halten die Vertragsparteien auf Antrag
Konsultationen mit dem Ziel ab, die schrittweisen Reduktionen auf Grund-
lage der reduzierten MFN-Zollsätze weiterzuführen.

3) Die gemäss Anhängen IV, V und VI berechneten gesenkten Zollsätze
werden auf die erste Dezimalstelle gerundet.

Art. 2.5

Ein- und Ausfuhrbeschränkungen

1) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens werden mit Ausnahme von
Zöllen und Abgaben sämtliche Ein- und Ausfuhrverbote oder -beschrän-
kungen in Form von Kontingenten, Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen oder
anderen Massnahmen für Erzeugnisse einer Vertragspartei aufgehoben,
unter Vorbehalt von Anhang V.

2) Es werden keine neuen Massnahmen nach Abs. 1 eingeführt.

Art. 2.6

Inländerbehandlung

Die Vertragsparteien gewähren einander die Inländerbehandlung gemäss
Art. III GATT 1994, einschliesslich der Erläuterungen zur Auslegung dieses
Artikels, welcher hiermit zum Bestandteil dieses Abkommens erklärt wird.

0.632.311.461 Zollbehandlung EFTA

6 Fassung: 01.05.2015



Art. 2.7

Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Massnahmen

1) Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf gesund-
heitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Massnahmen richten sich
nach dem WTO-Abkommen über die Anwendung gesundheitspolizeilicher
und pflanzenschutzrechtlicher Massnahmen.

2) Die Vertragsparteien tauschen die Namen und Adressen von
Ansprechstellen mit gesundheitspolizeilichen und pflanzenschutzrechtli-
chen Fachkenntnissen aus, um technische Konsultationen und den Informa-
tionsaustausch zu erleichtern.

Art. 2.8

Technische Vorschriften

1) Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf techni-
sche Vorschriften, Normen und Konformitätsbewertung richten sich nach
dem WTO-Übereinkommen über die technischen Handelshemmnisse
(nachfolgend als "TBT-Übereinkommen" bezeichnet), das hiermit zum
Bestandteil dieses Abkommens erklärt wird.

2) Die Vertragsparteien verstärken ihre Zusammenarbeit im Bereich der
technischen Vorschriften, der Normen und der Konformitätsbewertung,
um das gegenseitige Verständnis ihrer jeweiligen Systeme zu fördern und
den Zugang zu ihren jeweiligen Märkten zu erleichtern. Zu diesem Zweck
arbeiten sie insbesondere zusammen bei:
a) der Stärkung der Rolle von internationalen Normen als Grundlage für

technische Vorschriften einschliesslich der Konformitätsbewertungsver-
fahren;

b) der Förderung der Akkreditierung von Konformitätsbewertungsstellen
auf der Grundlage der entsprechenden Normen und Richtlinien der
Internationalen Normenorganisation (ISO) und der Internationalen
elektrotechnischen Kommission (IEC); sowie

c) der Förderung der gegenseitigen Anerkennung von Konformitätsbewer-
tungsergebnissen der in Abs. 2 Bst. b erwähnten Stellen, die im Rahmen
eines entsprechenden multilateralen Abkommens zwischen ihren jewei-
ligen Akkreditierungssystemen oder Akkreditierungsstellen anerkannt
worden sind.
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3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, ohne Verzug den Informa-
tionsaustausch im Zusammenhang mit diesem Artikel auszuweiten und
schriftliche Gesuche für Konsultationen wohlwollend zu prüfen.

4) Die Vertragsparteien anerkennen die Existenz einer breiten Auswahl
an Mechanismen, um im Hoheitsgebiet der einen Vertragspartei die Aner-
kennung von im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei durchgeführten
Konformitätsbewertungen zu erleichtern, einschliesslich:
a) Abkommen zur gegenseitigen Anerkennung von im Hoheitsgebiet der

anderen Vertragspartei von lokalen Stellen durchgeführten Konformi-
tätsbewertungen in Bezug auf besondere Vorschriften;

b) Akkreditierungsverfahren zur Begutachtung von Konformitätsbewer-
tungsstellen;

c) der Bezeichnung von Konformitätsbewertungsstellen durch die Regie-
rung;

d) der Anerkennung von im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei
durchgeführten Konformitätsbewertungen;

e) freiwilligen Vereinbarungen zwischen Konformitätsbewertungsstellen im
Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei; sowie

f) der Anerkennung der Konformitätserklärungen eines Lieferanten durch
das Einfuhrland.

Die Vertragsparteien prüfen spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten dieses
Abkommens im Gemischten Ausschuss gemäss Art. 8.1 (nachfolgend als
"Gemischter Ausschuss" bezeichnet) den Fortschritt in Bezug auf die Aner-
kennung von Konformitätsbewertungen zwischen ihnen und vereinbaren,
falls erforderlich, weitere Schritte.

5) Unbeschadet von Abs. 1 vereinbaren die Vertragsparteien, Informa-
tionen auszutauschen und Expertenkonsultationen zu Fragen abzuhalten,
die sich aus der Anwendung von besonderen technischen Vorschriften,
Normen oder Konformitätsbewertungsverfahren ergeben können und die
nach Ansicht von Korea oder eines oder mehrer EFTA-Staaten ein Han-
delshemmnis zwischen den Vertragsparteien geschaffen haben oder schaffen
könnten, um eine angemessene Lösung in Übereinstimmung mit dem TBT-
Übereinkommen auszuarbeiten. Der Gemischte Ausschuss wird über
solche Konsultationen informiert.
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Art. 2.9

Subventionen und Ausgleichsmassnahmen

1) Unter Vorbehalt von Abs. 2 richten sich die Rechte und Pflichten der
Vertragsparteien in Bezug auf Subventionen und Ausgleichsmassnahmen
nach Art. VI und XVI des GATT 1994 und dem WTO-Übereinkommen
über Subventionen und Ausgleichsmassnahmen.

2) Bevor ein EFTA-Staat oder Korea eine Untersuchung einleitet mit
dem Ziel, das Vorliegen, die Höhe und die Auswirkungen einer angeblichen
Subvention in einem EFTA-Staat oder Korea entsprechend den Bestim-
mungen von Art. 11 des Übereinkommens über Subventionen und Aus-
gleichsmassnahmen festzustellen, muss die Vertragspartei, welche eine
Untersuchung einleiten will, diejenige Vertragspartei, deren Ware unter-
sucht werden sollen, schriftlich benachrichtigen und ihr eine Frist von 30
Tagen gewähren, um eine beiderseits annehmbare Lösung zu finden. Die
Konsultationen finden im Rahmen des Gemischten Ausschusses statt, falls
eine der Vertragsparteien dies innerhalb von zehn Tagen nach Empfang der
Notifikation verlangt.

Art. 2.10

Antidumping

1) Die Vertragsparteien behalten ihre Rechte und Pflichten aus Art. VI
GATT 1994 und aus dem Übereinkommen zur Durchführung von Art.
VI GATT 1994 (nachfolgend als "WTO-Antidumping-Übereinkommen"
bezeichnet), unter folgenden Bestimmungen:
a) Die Vertragsparteien bemühen sich, von der Einleitung von

Antidumping-Massnahmen gegeneinander abzusehen. Erhält eine Ver-
tragspartei einen mit den erforderlichen Unterlagen versehenen Antrag,
muss die Vertragspartei, welche eine Untersuchung gemäss dem WTO-
Antidumping-Übereinkommen einleiten will, vorher schriftlich dieje-
nige Vertragspartei, deren Erzeugnisse angeblich Gegenstand einer
Dumping-Praxis sind, benachrichtigen und ihr Konsultationen mit dem
Ziel anbieten, eine beiderseits annehmbare Lösung zu finden. Das
Ergebnis der Konsultationen wird den anderen Vertragsparteien mitge-
teilt.

b) Beschliesst eine Vertragspartei die Verhängung einer Antidumping-
Massnahme nach Art. 9.1 des WTO-Antidumping-Übereinkommens,
wendet sie die Regel des niedrigeren Zolls an, wenn dieser niedrigere
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Zoll ausreicht, um die Schädigung des inländischen Wirtschaftszweigs
abzuwenden.

2) Fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens prüfen die Ver-
tragsparteien im Gemischten Ausschuss, ob die Möglichkeit, gegeneinander
Antidumping-Massnahmen zu ergreifen, weiterhin erforderlich ist.
Beschliessen die Vertragsparteien nach der ersten Überprüfung die Beibe-
haltung dieser Möglichkeit, führen sie im Gemischten Ausschuss alle zwei
Jahre eine Überprüfung hinsichtlich dieser Frage durch.

Art. 2.11

Bilaterale Schutzmassnahmen

1) Wird ein Erzeugnis mit Ursprung in einer Vertragspartei infolge der
in diesem Abkommen vereinbarten Senkung oder Aufhebung von Zöllen
absolut oder im Vergleich zur inländischen Herstellung in derart erhöhten
Mengen und unter derartigen Bedingungen in das Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei eingeführt, dass dem inländischen Wirtschaftszweig,
der gleichartige oder unmittelbar konkurrierende Waren im Hoheitsgebiet
der einführenden Vertragspartei herstellt, ernsthafter Schaden zugefügt
wird oder zugefügt zu werden droht, so kann die einführende Vertrags-
partei zur Verhütung oder Behebung des Schadens die minimal erforder-
lichen Schutzmassnahmen gemäss den folgenden Absatz dieses Artikels
treffen.

2) Schutzmassnahmen dürfen ergriffen werden, wenn nach einer Unter-
suchung gemäss den im WTO-Übereinkommen über Schutzmassnahmen
festgelegten Verfahren eindeutige Beweise vorliegen, dass die erhöhten Ein-
fuhren ernsthaften Schaden verursacht haben oder zu verursachen drohen.

3) Die Vertragspartei, welche beabsichtigt, eine Notstandsmassnahme
nach diesem Artikel zu ergreifen, muss umgehend und in jedem Fall vor
Ergreifung einer Massnahme die anderen Vertragsparteien sowie den
Gemischten Ausschuss informieren. Die Notifikation muss alle sachdienli-
chen Informationen enthalten, einschliesslich des Nachweises der schweren
Schädigung oder einer entsprechenden Gefahr durch erhöhte Einfuhren,
einer genauen Beschreibung des fraglichen Erzeugnisses sowie der beab-
sichtigten Massnahme, dem beabsichtigten Zeitpunkt ihrer Einführung, der
beabsichtigten Geltungsdauer und einem Zeitplan für die schrittweise Auf-
hebung der Massnahme. Einer Vertragspartei, die durch die Massnahme
betroffen sein könnte, wird eine Kompensation durch eine im Wesentlichen
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gleichwertige Handelsliberalisierung für die Einfuhren aus dieser Vertrags-
partei angeboten.

4) Sind die Bedingungen von Abs. 1 erfüllt, kann die einführende Ver-
tragspartei:
a) die weitere Reduktion eines Zollsatzes, die nach diesem Abkommen für

das Erzeugnis vorgesehen ist, aussetzen; oder
b) den Zollsatz für das Erzeugnis bis auf ein Niveau erhöhen, das nicht

höher sein darf als:
i) der angewendete Meistbegünstigungssatz zum Zeitpunkt, da die Mass-

nahme getroffen wird; und
ii) der am Tag unmittelbar vor Inkrafttreten dieses Abkommens ange-

wendete Meistbegünstigungssatz.

5) Schutzmassnahmen dürfen nicht länger als für ein Jahr ergriffen
werden. Unter ganz aussergewöhnlichen Umständen kann ihre Geltungs-
dauer, nach Prüfung durch den Gemischten Ausschuss, auf maximal drei
Jahre ausgedehnt werden. Schutzmassnahmen können nicht auf die Einfuhr
eines Erzeugnisses angewendet werden, das bereits Gegenstand solcher
Massnahmen war, und zwar während eines Zeitraums von mindestens drei
Jahren seit der Aufhebung der vorhergehenden Massnahme.

6) Der Gemischte Ausschuss tritt innerhalb von 30 Tagen nach der Noti-
fikation an die Vertragsparteien zusammen, um die gemäss Abs. 3 vorge-
legten Informationen zu prüfen und eine gegenseitig annehmbare Lösung in
der Angelegenheit zu ermöglichen. Wird keine zufriedenstellende Lösung
erreicht, kann die einführende Vertragspartei Massnahmen gemäss Abs. 4
ergreifen, um das Problem zu beheben, und die Vertragspartei, gegen deren
Erzeugnis die Massnahme ergriffen wird, kann bei Fehlen einer gegenseitig
vereinbarten Kompensation Ausgleichsmassnahmen ergreifen. Die Schutz-
und Ausgleichsmassnahmen sind den anderen Vertragsparteien und dem
Gemischten Ausschuss unverzüglich mitzuteilen. Bei der Wahl der Schutz-
und Ausgleichsmassnahmen ist solchen Massnahmen der Vorrang zu geben,
welche die gute Durchführung dieses Abkommens am wenigsten beein-
trächtigen. Die Ausgleichsmassnahmen bestehen in der Regel aus der Aus-
setzung von Konzessionen, die im Wesentlichen die gleichen Handelsef-
fekte oder den gleichen Wert haben, wie die aus den Schutzmassnahmen
zu erwartenden zusätzlichen Zölle. Die Vertragspartei, die eine solche Aus-
gleichsmassnahme ergreift, wendet sie ausschliesslich für die Dauer an, die
zur Erreichung der gleichen Handelseffekte erforderlich ist, und in jedem
Fall nur so lange die Schutzmassnahme gemäss Abs. 4 angewendet wird.
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7) Nach Beendigung der Massnahme kommt der Zollsatz zur Anwen-
dung, der ohne die Massnahme gelten würde.

8) Liegen kritische Umstände vor, unter denen ein Aufschub einen
schwer wiedergutzumachenden Schaden verursachen würde, kann eine Ver-
tragspartei eine vorläufige Schutzmassnahme ergreifen, nachdem eine vor-
gängige Erhebung den eindeutigen Beweis erbracht hat, dass die erhöhten
Einfuhren der inländischen Wirtschaft ernsthaften Schaden verursacht
haben oder zu verursachen drohen. Die Vertragspartei, welche beabsichtigt,
eine solche Massnahme zu ergreifen, informiert umgehend die anderen Ver-
tragsparteien und den Gemischten Ausschuss. Innerhalb von 30 Tagen nach
einer solchen Notifikation werden die in Abs. 2 bis 6 erläuterten relevanten
Verfahren in die Wege geleitet, einschliesslich jener für Ausgleichsmass-
nahmen. Die Kompensation stützt sich auf die gesamte Geltungsdauer der
vorläufigen Schutzmassnahmemassnahme und der Schutzmassnahme.

9) Vorläufige Massnahmen enden spätestens nach 200 Tagen. Die Gel-
tungsdauer solcher vorläufigen Massnahmen werden der Dauer der Mass-
nahmen nach Abs. 4 und jeder Verlängerung angerechnet. Alle Zollerhö-
hungen werden umgehend rückerstattet, wenn die Untersuchung nach Abs.
2 nicht ergibt, dass die Bedingungen nach Abs. 1 erfüllt sind.

10) Fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens prüfen die Ver-
tragsparteien im Gemischten Ausschuss, ob die Möglichkeit, zwischen
ihnen Schutzmassnahmen zu ergreifen, weiterhin erforderlich ist.
Beschliessen die Vertragsparteien nach der ersten Überprüfung die Beibe-
haltung dieser Möglichkeit, führen sie im Gemischten Ausschuss alle zwei
Jahre eine Überprüfung hinsichtlich dieser Frage durch.

Art. 2.12

Zahlungsbilanzschwierigkeiten

1) Die Vertragsparteien bemühen sich, die Ergreifung von restriktiven
Massnahmen aus Zahlungsbilanzgründen zu vermeiden.

2) Bei bestehenden oder unmittelbar drohenden schwerwiegenden Zah-
lungsbilanzschwierigkeiten kann eine Vertragspartei unter den Vorausset-
zungen des GATT 1994 und der WTO-Vereinbarung über die Zahlungs-
bilanzbestimmungen des GATT 1994 Handelsbeschränkungen einführen,
die zeitlich begrenzt und nichtdiskriminierend sein müssen, und die das
zur Behebung der Zahlungsbilanzschwierigkeiten erforderliche Mass nicht
übersteigen dürfen. Die entsprechenden Bestimmungen des GATT 1994
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und die WTO-Vereinbarung über die Zahlungsbilanzbestimmungen des
GATT 1994 werden hiermit zum Bestandteil dieses Abkommens erklärt.

3) Die Vertragspartei, die Massnahmen gemäss diesem Artikel einführt,
unterrichtet unverzüglich die anderen Vertragsparteien und den
Gemischten Ausschuss hiervon.

Art. 2.13

Ausnahmen und andere Rechte und Pflichten

Die folgenden Rechte und Pflichten der Vertragsparteien bestimmen
sich nach den jeweiligen Artikeln des GATT 1994, die hiermit zum
Bestandteil dieses Abkommens erklärt werden:
a) in Bezug auf staatliche Handelsunternehmen nach Art. XVII sowie nach

der Vereinbarung über die Auslegung von Art. XVII;
b) in Bezug auf allgemeine Ausnahmen nach Art. XX;
c) in Bezug auf Ausnahmen aus Gründen der Sicherheit nach Art. XXI.

III. DienstleistungshandelIII. Dienstleistungshandel

Art. 3.1

Geltungsbereich

1) Dieses Kapitel findet Anwendung auf Massnahmen zentraler, regio-
naler oder lokaler Regierungen und Behörden sowie auf die Massnahmen
nichtstaatlicher Stellen, die in Ausübung der ihnen von zentralen, regio-
nalen oder lokalen Regierungen oder Behörden übertragenen Befugnisse
handeln. Es gilt, vorbehaltlich der Ausnahmen nach Art. 4.1, für Mass-
nahmen in allen Dienstleistungssektoren. Es gilt nicht für Massnahmen,
welche Luftverkehresrechte oder Dienstleistungen betreffen, die unmit-
telbar mit der Ausübung von Luftverkehrsrechten zusammenhängen, vor-
behaltlich der Bestimmungen von Abs. 3 des GATS-Anhangs über Luftver-
kehrsdienstleistungen.

2) Art. 3.4, 3.5 und 3.6 finden keine Anwendung auf Gesetze, Vor-
schriften oder Anforderungen bei der öffentlichen Beschaffung von Dienst-
leistungen, die von Behördenstellen für staatliche Zwecke und nicht für den
kommerziellen Wiederverkauf oder den Einsatz in der Bereitstellung von
Dienstleistungen für den kommerziellen Verkauf erworben werden.
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Art. 3.2

Erklärung von GATS-Bestimmungen zum Bestandteil des Kapitels

Wo dieses Kapitel eine GATS-Bestimmung zum Bestandteil dieses
Kapitels erklärt, werden die Begriffe der GATS-Bestimmung wie folgt ver-
standen:
a) "Mitglied" bedeutet "Vertragspartei", mit Ausnahme von "unter Mitglie-

dern", das "unter WTO-Mitgliedern" bedeutet;
b) "Listen" bedeutet die Listen nach Art. 3.16 und Anhang VII; und
c) "Besondere Verpflichtung" bedeutet eine besondere Verpflichtung in

einer Liste nach Art. 3.16.

Art. 3.3

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieses Kapitels:
1. werden folgende Begriffsbestimmungen von Art. I GATS zum Bestand-

teil dieses Kapitels erklärt:
a) "Dienstleistungshandel";
b) "Dienstleistungen"; sowie
c) "in Ausübung hoheitlicher Gewalt erbrachte Dienstleistung".

2. bedeutet "Dienstleistungserbringer" eine Person, die eine Dienstleistung
erbringt oder erbringen will.2

3. bedeutet "natürliche Person einer Vertragspartei" nach dem Recht dieser
Vertragspartei ein Staatsangehöriger der betreffenden Vertragspartei
oder eine Person mit dauerndem Aufenthalt in deren Hoheitsgebiet,
falls ihr diese Vertragspartei in Bezug auf Massnahmen, die den Dienst-
leistungshandel betreffen, im Wesentlichen die gleiche Behandlung ein-
räumt wie den Staatsangehörigen.

4. bedeutet "juristische Person einer Vertragspartei" eine juristische Person,
die entweder:
a) nach dem Recht dieser Vertragspartei gegründet oder anderweitig

errichtet ist und
i) im Hoheitsgebiet irgendeiner Vertragspartei in erheblichem

Umfang Geschäfte tätigt; oder
ii) im Hoheitsgebiet eines WTO-Mitgliedslandes in erheblichem

Umfang Geschäfte tätigt und im Eigentum von natürlichen Per-
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sonen der betreffenden Vertragspartei oder von juristischen Per-
sonen nach Abs. 4 Bst. a Ziffer i steht oder von ihnen beherrscht
wird;

oder
b) im Fall der Erbringung einer Dienstleistung durch gewerbliche Nie-

derlassung in Eigentum steht oder beherrscht wird von:
i) natürlichen Personen dieser Vertragspartei; oder
ii) juristischen Personen nach Abs. 4 Bst. a.

5. werden hiermit die folgenden Begriffsbestimmungen von Art. XXVIII
GATS zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt:
a) "Massnahme";
b) "Erbringung einer Dienstleistung";
c) "den Dienstleistungshandel betreffende Massnahmen von Mitglie-

dern";
d) "gewerbliche Niederlassung";
e) "Sektor" einer Dienstleistung;
f) "Dienstleistung eines anderen Mitglieds";
g) "Erbringer einer Dienstleistung mit Monopolstellung";
h) "Dienstleistungsnutzer";
i) "Person";
j) "juristische Person";
k) "im Eigentum", "beherrscht" und "verbunden"; sowie
l) "direkte Steuern".

Art. 3.4

Meistbegünstigung

1) Unbeschadet von Massnahmen in Übereinstimmung mit Art. VII
GATS und vorbehaltlich der Ausnahmen auf ihrer Liste mit
Meistbegünstigungs-Befreiungen in Anhang VIII gewährt eine Vertrags-
partei hinsichtlich aller Massnahmen, welche die Erbringung von Dienst-
leistungen betreffen, den Dienstleistungen und Dienstleistungserbringern
einer anderen Vertragspartei unverzüglich und bedingungslos eine Behand-
lung, die nicht minder günstig ist als jene, welche sie den gleichen Dienst-
leistungen oder Dienstleistungserbringern eines anderen Drittstaates
gewährt.
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2) Die Gewährung von Vorteilen im Rahmen eines anderen zwischen
einer Vertragspartei und einem Drittstaat abgeschlossenen Abkommens,

das nach Art. V oder Art. Vbis GATS notifiziert worden sind, fällt nicht
unter Abs. 1.

3) Eine Vertragspartei, die ein Abkommen gemäss Abs. 2 eingeht, räumt
den anderen Vertragsparteien auf deren Wunsch angemessene Gelegenheit
ein, um über die darin gewährten Vorteile zu verhandeln.

4) Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Vorteile,
die Nachbarländern gewährt werden, richten sich nach Art. II Abs. 3
GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird.

Art. 3.5

Marktzugang

Verpflichtungen zum Marktzugang richten sich nach Art. XVI GATS,
der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird.

Art. 3.6

Inländerbehandlung

Verpflichtungen zur Inländerbehandlung richten sich nach Art. XVII
GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird.

Art. 3.7

Zusätzliche Verpflichtungen

Zusätzliche Verpflichtungen richten sich nach Art. XVIII GATS, der
hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird.

Art. 3.8

Innerstaatliche Regelungen

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf innerstaat-
liche Regelungen richten sich nach Art. VI GATS, der hiermit zum Bestand-
teil dieses Kapitels erklärt wird.
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Art. 3.9

Gegenseitige Anerkennung

1) Anerkennt eine Vertragspartei durch Abkommen oder Vereinbarung
die Ausbildung oder die Berufserfahrung oder die Erfüllung von Anfor-
derungen, Zulassungen oder Bescheinigungen, die im Hoheitsgebiet einer
Nichtvertragspartei erworben bzw. ausgestellt worden sind, so räumt die
betreffende Vertragspartei einer anderen Vertragspartei angemessene Gele-
genheit ein, über den Beitritt zu solchen bestehenden oder künftigen
Abkommen oder Vereinbarungen zu verhandeln oder ähnliche mit ihr aus-
zuhandeln. Gewährt eine Vertragspartei eine Anerkennung einseitig, gibt
sie jeder anderen Vertragspartei angemessene Gelegenheit, den Nachweis
zu erbringen, dass die Ausbildung, Berufserfahrung, Erfüllung von Anfor-
derungen, Zulassungen oder Bescheinigungen, die im Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei erworben oder ausgestellt worden sind, ebenfalls
anerkannt werden sollten.

2) Alle diese Abkommen, Vereinbarungen oder einseitigen Anerken-
nungen müssen mit den massgeblichen Bestimmungen des WTO-Abkom-
mens und insbesondere mit Art. VII GATS vereinbar sein.

3) Anhang IX findet auf die gegenseitige Anerkennung von unter
anderem Ausbildung oder Berufserfahrung, Qualifikationen, Zulassungen,
Bescheinigungen oder Akkreditierung von Dienstleistungserbringern
Anwendung.

Art. 3.10

Grenzüberschreitung natürlicher Personen

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf die Grenz-
überschreitung natürlicher Personen, die Dienstleistungserbringer einer
Vertragspartei sind, richten sich nach dem GATS-Anhang über die Grenz-
überschreitung natürlicher Personen zur Erbringung von Dienstleistungen,
der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird.

Art. 3.11

Monopole und Dienstleistungserbringer mit ausschliesslichen Rechten

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Monopole
und Dienstleistungserbringer mit ausschliesslichen Rechten richten sich
nach den Abs. 1, 2 und 5 von Art. VIII GATS, die hiermit zum Bestandteil
dieses Kapitels erklärt werden.
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Art. 3.12

Geschäftspraktiken

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Geschäfts-
praktiken richten sich nach Art. IX GATS, der hiermit zum Bestandteil
dieses Kapitels erklärt wird.

Art. 3.13

Zahlungen und Überweisungen

1) Vorbehaltlich ihrer besonderen Verpflichtungen und mit Ausnahme
der Umstände nach Art. 3.14 darf eine Vertragspartei internationale Über-
weisungen und Zahlungen für laufende Transaktionen in Zusammenhang
mit der Erbringung einer Dienstleistung mit einer anderen Vertragspartei
keinen Beschränkungen unterwerfen.

2) Keine Bestimmung in diesem Kapitel schmälert die Rechte und
Pflichten der Vertragsparteien aus den Artikeln des Übereinkommens über
den Internationalen Währungsfonds (IWF), einschliesslich der Verhängung
von Gegenmassnahmen, die mit den Artikeln des IWF-Übereinkommens
vereinbar sind, sofern nicht eine Vertragspartei gegen ihre besonderen Ver-
pflichtungen ausserhalb von Art. 3.14 oder ohne Gesuch des IWF Beschrän-
kungen auf Kapitaltransaktionen verhängt.

Art. 3.14

Beschränkungen aus Zahlungsbilanzgründen

1) Die Vertragsparteien bemühen sich, die Einführung handelsbeschrän-
kender Massnahmen aus Zahlungsbilanzgründen zu vermeiden.

2) Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf solche
Beschränkungen richten sich nach Abs. 1 bis 3 von Art. XII GATS, die
hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt werden.

3) Eine Vertragspartei, die solche Beschränkungen einführt oder auf-
rechterhält, unterrichtet unverzüglich den Gemischen Ausschuss hiervon.

Art. 3.15

Ausnahmen

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf allgemeine
Ausnahmen und solche aus Gründen der Sicherheit richten sich nach den
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Art. XIV und XIVbis GATS, die hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels
erklärt werden.

Art. 3.16

Listen der besonderen Verpflichtungen

1) Jede Vertragspartei legt in einer Liste die besonderen Verpflichtungen
nach Art. 3.5, 3.6 und 3.7 fest. Jede Liste enthält für die Sektoren, für die
derartige Verpflichtungen übernommen werden, die Angaben gemäss Art.
XX Abs. 1 Bst. a bis d GATS.

2) Massnahmen, die sowohl mit Art. 3.5 als auch mit Art. 3.6 unver-
einbar sind, werden gemäss Art. XX Abs. 2 GATS behandelt.

3) Die Listen der besonderen Verpflichtungen werden in Anhang VII
beigefügt.

4) Besondere Aspekte von Marktzugang, Inländerbehandlung und
zusätzlichen Verpflichtungen, die Telekommunikationsdienste und die
Koproduktion von Fernsehprogrammen betreffen, werden in den
Anhängen X und XI behandelt.

Art. 3.17

Änderung der Listen

Auf schriftlichen Antrag einer Vertragspartei halten die Vertragsparteien
Konsultationen ab, um eine Änderung oder Rücknahme einer besonderen
Verpflichtung auf der Liste der besonderen Verpflichtungen zu prüfen.
Die Konsultationen finden innerhalb von drei Monaten statt, nachdem die
ersuchende Vertragspartei ihren Antrag gestellt hat. In den Konsultationen
bemühen sich die Vertragsparteien darum, ein allgemeines Niveau von
gegenseitig vorteilhaften Verpflichtungen zu bewahren, das für den Handel
nicht minder günstig ist als jenes, das vor den Konsultationen in der Liste
der besonderen Verpflichtungen festgehalten war. Änderungen von Listen
richten sich nach dem Verfahren gemäss Art. 8.1.
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Art. 3.18

Transparenz

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Transparenz

richten sich nach Abs. 1 und 2 von Art. III und Art. IIIbis GATS, die
hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt werden.

Art. 3.19

Überprüfung

Die Vertragsparteien verpflichten sich, alle zwei Jahre ihre Listen der
besonderen Verpflichtungen und ihre Listen der Meistbegünstigungs-
Befreiungen mit dem Ziel weiterer Handelsliberalisierung zu überprüfen.
Die erste Überprüfung findet nicht später als drei Jahre nach Inkrafttreten
dieses Abkommens statt.

Art. 3.20

Anhänge

Die folgenden Anhänge dieses Abkommens bilden Bestandteil dieses
Kapitels:
- Anhang VII (Listen der besonderen Verpflichtungen);
- Anhang VIII (Listen der Meistbegünstigungs-Befreiungen);
- Anhang IX (Gegenseitige Anerkennung);
- Anhang X (Telekommunikationsdienste); sowie
- Anhang XI (Koproduktion von Fernsehprogrammen).

IV. FinanzdienstleistungenIV. Finanzdienstleistungen

Art. 4.1

Geltungsbereich

1) Dieses Kapitel findet Anwendung auf Finanzdienstleistungen betref-
fende Massnahmen von zentralen, regionalen oder lokalen Regierungen und
Behörden sowie auf Finanzdienstleistungen betreffende Massnahmen von
nichtstaatlichen Stellen, die in Ausübung der ihnen von zentralen, regio-
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nalen oder lokalen Regierungen oder Behörden übertragenen Befugnisse
handeln.

2) Art. 4.4, 4.5 und 4.6 finden keine Anwendung auf Gesetze, Vor-
schriften oder Anforderungen der öffentlichen Beschaffung von Finanz-
dienstleistungen, die von Behördenstellen für staatliche Zwecke und nicht
für den kommerziellen Wiederverkauf oder den Einsatz in der Bereitstel-
lung von Dienstleistungen für den kommerziellen Verkauf erworben
werden.

3) Wo dies in diesem Kapitel vorgesehen ist, findet Kapitel 3 Anwen-
dung auf die Massnahmen nach Abs. 1.

Art. 4.2

Übernahme von GATS-Bestimmungen

Art. 3.2 findet Anwendung auf dieses Kapitel.

Art. 4.3

Begriffsbestimmungen

1) Mit Ausnahme von Abs. 1 Bst. c findet Art. 3.3 Anwendung auf dieses
Kapitel.

2) Die folgenden Begriffsbestimmungen des GATS-Anhangs über
Finanzdienstleistungen werden zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt:
a) "in Ausübung hoheitlicher Gewalt erbrachte Dienstleistungen" (Abs. 1

Bst. b und c des Anhangs);
b) "Finanzdienstleistungen" (Abs. 5 Bst. a des Anhangs);
c) "Erbringer von Finanzdienstleistungen" (Abs. 5 Bst. b des Anhangs);

sowie
d) "öffentliche Stelle" (Abs. 5 Bst. c des Anhangs).

Art. 4.4

Meistbegünstigung

Art. 3.4 findet Anwendung auf dieses Kapitel.
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Art. 4.5

Marktzugang

Verpflichtungen über den Marktzugang richten sich nach Art. XVI
GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird.

Art. 4.6

Inländerbehandlung

1) Verpflichtungen zur Inländerbehandlung richten sich nach Art. XVII
GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird.

2) Darüber hinaus gewährt unter Bedingungen der Inländerbehandlung
jede Vertragspartei den in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen Erbringern
von Finanzdienstleistungen Zugang zu den von staatlichen Stellen betrie-
benen Zahlungs- und Verrechnungssystemen sowie zu offiziellen Finanzie-
rungs- und Refinanzierungsmöglichkeiten, die für die normale Durchfüh-
rung der üblichen Geschäfte zur Verfügung stehen. Mit diesem Absatz ist
nicht beabsichtigt, Zugang zu den für Notlagen vorgesehenen letzten Finan-
zierungsmöglichkeiten der Vertragspartei zu gewähren.

3) Verlangt eine Vertragspartei, dass die Erbringer von Finanzdienstleis-
tungen einer anderen Vertragspartei Mitglied einer Selbstverwaltungskör-
perschaft, einer Wertpapierbörse oder eines Terminkontraktmarkts, einer
Verrechnungsstelle oder einer anderen Organisation oder Vereinigung oder
daran beteiligt sein oder Zugang dazu haben müssen, um auf der gleichen
Grundlage wie die Erbringer von Finanzdienstleistungen der betreffenden
Vertragspartei Finanzdienstleistungen erbringen zu können, oder wenn die
Vertragspartei unmittelbar oder mittelbar solche Einhaltungen, Vorrechte
oder Vorteile für die Erbringung von Finanzdienstleistungen bereitstellt, so
stellt die Vertragspartei sicher, dass solche Einrichtungen den im Hoheits-
gebiet der Vertragspartei niedergelassenen Erbringern von Finanzdienstleis-
tungen einer anderen Vertragspartei Inländerbehandlung gewähren.

Art. 4.7

Zusätzliche Verpflichtungen

Zusätzliche Verpflichtungen richten sich nach Art. XVIII GATS, der
hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird.
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Art. 4.8

Innerstaatliche Regelungen

1) Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf inner-
staatliche Regelungen richten sich nach Art. VI GATS, der hiermit zum
Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird.

2) Dieses Kapitel ist nicht so auszulegen, als hindere es eine Vertrags-
partei, aus aufsichtsrechtlichen Gründen angemessene Massnahmen zu
ergreifen oder aufrecht zu erhalten, einschliesslich:
a) dem Schutz von Investoren, Einlegern, Versicherungsnehmern,

Versicherungs-Anwärtern oder Personen, denen gegenüber ein
Erbringer von Finanzdienstleistungen treuhänderische Pflichten hat;
oder

b) der Sicherung der Integrität und Stabilität des Finanzsystems der Ver-
tragspartei.

Sind solche Massnahmen mit den Bestimmungen dieses Kapitels unver-
einbar, so dürfen sie nicht als Mittel zur Umgehung der Pflichten oder
Verpflichtungen der Vertragspartei nach diesen Bestimmungen benutzt
werden. Solche Massnahmen dürfen nicht schwerer ausfallen, als zur Errei-
chung ihres Ziels erforderlich ist.

3) Dieses Kapitel ist nicht so auszulegen, als verpflichte es eine Vertrags-
partei zur Offenlegung von Angaben über die Geschäfte und Rechnungs-
unterlagen einzelner Kunden oder sonstiger vertraulicher oder geschützter
Informationen, die sich im Besitz öffentlicher Stellen befinden.

Art. 4.9

Gegenseitige Anerkennung

1) Art. 3.9 findet Anwendung auf dieses Kapitel.

2) Anerkennt eine Vertragspartei bei der Festlegung, wie ihre Finanz-
dienstleistungen betreffenden Massnahmen anzuwenden sind, aufsichts-
rechtliche Massnahmen eines anderen Staates, gewährt die Vertragspartei
einer anderen Vertragspartei angemessene Gelegenheit, über den Beitritt zu
einem solchen Abkommen oder einer solchen Vereinbarung zu verhandeln
oder ähnliche mit ihr auszuhandeln, und zwar unter Bedingungen, unter
denen die Regelung, die Überwachung und die Umsetzung dieser Regelung
gleichwertig sind und gegebenenfalls Verfahren zum Austausch von Infor-
mationen zwischen den Vertragsparteien des Abkommens oder der Verein-
barung bestehen. Gewährt eine Vertragspartei die Anerkennung einseitig,
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so gibt sie den anderen Vertragsparteien angemessene Gelegenheit nachzu-
weisen, dass diese Bedingungen erfüllt sind.

Art. 4.10

Grenzüberschreitung natürlicher Personen

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf die Grenz-
überschreitung von natürlichen Personen, die Dienstleistungserbringer
einer Vertragspartei sind, richten sich nach dem GATS-Anhang über die
Grenzüberschreitung natürlicher Personen zur Erbringung von Dienstleis-
tungen, der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird.

Art. 4.11

Monopole und Dienstleistungserbringer mit ausschliesslichen Rechten

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Monopole
und Dienstleistungserbringer mit ausschliesslichen Rechten richten sich
nach Art. VIII Abs. 1, 2 und 5 GATS, die hiermit zum Bestandteil dieses
Kapitels erklärt werden.

Art. 4.12

Geschäftspraktiken

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Geschäfts-
praktiken richten sich nach Art. IX GATS, der hiermit zum Bestandteil
dieses Kapitels erklärt wird.

Art. 4.13

Zahlungen und Überweisungen

Art. 3.13 findet Anwendung auf dieses Kapitel.

Art. 4.14

Beschränkungen zum Schutz der Zahlungsbilanz

Art. 3.14 findet Anwendung auf dieses Kapitel.
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Art. 4.15

Ausnahmen

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf allgemeine
Ausnahmen und auf Ausnahmen aus Gründen der Sicherheit richten sich

nach Art. XIV und XIVbis GATS, die hiermit zum Bestandteil dieses Kapi-
tels erklärt werden.

Art. 4.16

Listen der besonderen Verpflichtungen

Jede Vertragspartei legt in einer Liste nach Art. 3.16 die spezifischen
Verpflichtungen fest, die sie für Dienstleistungen nach Art. 4.3 Abs. 2 Bst.
b in Übereinstimmung mit den Bestimmungen von Art. 3.16 Abs. 1 bis 3
übernimmt.

Art. 4.17

Änderungen der Listen

Art. 3.17 findet Anwendung auf dieses Kapitel.

Art. 4.18

Transparenz

1) Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Trans-

parenz richten sich nach Abs. 1 und 2 der Art. III und IIIbis GATS, die
hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt werden.

2) Darüber hinaus verpflichtet sich jede Vertragspartei zu regulatori-
scher Transparenz bei Finanzdienstleistungen. Entsprechend führen die
Vertragsparteien, wo geeignet, Konsultationen mit dem Ziel durch, objek-
tive und transparente Ausführungsprozesse bei jeder Vertragspartei zu för-
dern, wobei sie berücksichtigen:
a) die von den Vertragsparteien im Rahmen von GATS und in anderen

Foren, die mit dem Finanzdienstleistungshandel zusammenhängen,
unternommene Arbeit; sowie

b) die Bedeutung der Regulierungstransparenz von identifizierbaren Poli-
tikzielen sowie von klaren und einheitlich angewandten Regulierungs-
prozessen, die der Öffentlichkeit bekannt oder auf andere Weise
zugänglich gemacht werden.
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Art. 4.19

Überprüfung

Art. 3.19 findet Anwendung auf dieses Kapitel.

Art. 4.20

Unterausschuss über Finanzdienstleistungen

1) Ein Unterausschuss über Finanzdienstleistungen (nachfolgend als
"der Unterausschuss" bezeichnet) wird unter dem Gemischten Ausschuss
eingesetzt. Der Hauptvertreter jeder Vertragspartei kommt von der für
dieses Abkommen zuständigen Behörde oder von einer Finanzbehörde.

2) Die Aufgaben des Unterausschusses umfassen:
a) die Beaufsichtigung der Umsetzung dieses Kapitels, die Evaluation seiner

Durchführung und die Verfolgung seiner weiteren Entwicklung; sowie
b) die Beurteilung von Fragen zu Finanzdienstleistungen, die ihm von einer

Vertragspartei zugewiesen werden.

3) Der Unterausschuss trifft sich bei den Sitzungen des Gemischten Aus-
schusses oder gemäss anderer Absprache zwischen den Vertragsparteien.

4) Der Unterausschuss wird von Korea und einem der EFTA-Staaten
gemeinsam präsidiert. Er entscheidet durch Konsens.

Art. 4.21

Streitbeilegung

1) Einschlägige Artikel von Kapitel 9 finden auf die Schlichtung von
Streitigkeiten, die sich im Zusammenhang mit diesem Kapitel ergeben,
gemäss den Änderungen dieses Artikels Anwendung.

2) Konsultationen nach Kapitel 9 zu Finanzdienstleistungen umfassen
offizielle Vertreter einer für dieses Abkommen zuständigen Behörde oder
einer Finanzbehörde. Die Vertragsparteien unterrichten den Unteraus-
schuss über die Ergebnisse ihrer Konsultationen.

3) Art. 9.4 findet, mit folgenden Änderungen, Anwendung:
a) einigen sich die Vertragsparteien darauf, so besteht das Schiedsgericht

vollständig aus Einzelpersonen mit den Qualifikationen nach Abs. 4;
und

b) in allen anderen Fällen
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i) kann jede Streitpartei Einzelpersonen bestimmen, welche die Anfor-
derungen nach Art. 9.5 Abs. 7 erfüllen; und

ii) bei Beschwerde einer Vertragspartei gegen die Anrufung von Art. 4.8
muss der Vorsitz des Schiedsgerichts die Qualifikationen nach Abs.
4 erfüllen, sofern nicht die Vertragsparteien anders entscheiden.

4) Sofern dieses Kapitel nichts Anderes bestimmt, gilt für Mitglieder des
Schiedsgerichts über Finanzdienstleistungen:
a) dass sie die Qualifikationen nach Art. 9.5 erfüllen; und
b) Experten sind oder Erfahrung in Recht und Praxis von Finanzdienst-

leistungen haben, was die Regulierung von Finanzinstitutionen ein-
schliessen kann.

5) In Bezug auf Abs. 5 von Art. 9.10 findet, soweit durchführbar, Fol-
gendes Anwendung. Betrifft die umstrittene Massnahme:
a) ausschliesslich den Finanzdienstleistungssektor, so strebt die Beschwer-

deführerin zunächst an, ausschliesslich Vorteile im Finanzdienstleis-
tungssektor auszusetzen;

b) den Finanzdienstleistungssektor und einen anderen Sektor, so strebt die
Beschwerdeführerin zunächst an, Vorteile in den entsprechenden Sek-
toren und mit einem der umstrittenen Massnahme vergleichbaren Effekt
innerhalb jedes einzelnen der betroffenen Sektoren auszusetzen; oder

c) ausschliesslich einen anderen Sektor als den Finanzdienstleistungssektor,
so versucht die Beschwerdeführerin die Aussetzung von Vorteilen im
Finanzdienstleistungssektor zu vermeiden.

V. WettbewerbV. Wettbewerb

Art. 5.1

Wettbewerbsregeln für Unternehmen

1) Die Vertragsparteien anerkennen, dass wettbewerbswidriges
Geschäftsverhalten die Vorteile, die sich aus diesem Abkommen ergeben,
vermindern können. Solches Verhalten ist daher mit der ordnungsgemässen
Durchführung dieses Abkommens unvereinbar, insofern es den Handel
zwischen einem EFTA-Staat und Korea beeinträchtigen kann.

2) "Wettbewerbswidriges Geschäftsverhalten" für die Zwecke dieses
Abkommens:
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a) bedeutet sowohl Absprachen zwischen Unternehmen, Entscheidungen
von Unternehmensvereinigungen und unter Unternehmen abgespro-
chene Verhaltensweisen als auch den Missbrauch durch eine oder meh-
rere Unternehmungen einer beherrschenden Stellung im Hoheitsgebiet
der Vertragsparteien als Gesamtem oder in erheblichen Teilen davon,
welche die Vermeidung, Begrenzung oder Störung des Wettbewerbs
beabsichtigen oder bewirken; und

b) kann in Bezug auf Waren- und Dienstleistungshandel auftreten. Solches
Verhalten kann von privaten oder öffentlichen Unternehmen oder von
Unternehmen ausgehen, denen besondere oder ausschliessliche Rechte
verliehen wurden, sofern die ihnen übertragenen besonderen Aufgaben
nicht behindert werden.

3) Die Abs. 1 und 2 sind nicht so auszulegen, dass sie für Unternehmen
unmittelbare Pflichten begründen.

4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, ihr jeweiliges Wettbewerbs-
recht anzuwenden, um wettbewerbswidriges Geschäftsverhalten zu besei-
tigen. Dazu setzen sie sich gegenseitig über massgebliche Durchsetzungs-
massnahmen in Kenntnis und tauschen Informationen aus. Von keiner Ver-
tragspartei wird die Offenlegung von Informationen verlangt, die nach ihrer
Gesetzgebung vertraulich sind.

5) Auf Antrag nehmen Wettbewerbsbehörden und/oder andere zustän-
dige Behörden der Vertragsparteien Konsultationen auf, um die Beseitigung
von wettbewerbswidrigem Geschäftsverhalten zu erleichtern. Die ersuchte
Vertragspartei prüft den Antrag eingehend und wohlwollend.

6) Auf Antrag werden Konsultationen auch im Gemischten Ausschuss
durchgeführt, wenn nach Einschätzung einer Vertragspartei wettbewerbs-
widriges Geschäftsverhalten im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei
weiterhin den Handel zwischen ihnen beeinträchtigt. Die Konsultationen
finden innert 30 Tagen nach Erhalt des Antrags statt. Die betroffenen Ver-
tragsparteien gewähren dem Gemischten Ausschuss die notwendige Unter-
stützung und Informationen, um den Fall zu untersuchen und den betrof-
fenen Vertragsparteien zu helfen, das beanstandete Verhalten zu beseitigen
und, wo angemessen, das Gleichgewicht von Rechten und Pflichten aus
diesem Abkommen wieder herzustellen.
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VI. Öffentliches BeschaffungswesenVI. Öffentliches Beschaffungswesen

Art. 6.1

Geltungsbereich

1) Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf das
öffentliche Beschaffungswesen richten sich nach dem WTO-Überein-
kommen über das öffentliche Beschaffungswesen (nachfolgend als "GPA"
bezeichnet).

2) Die Vertragsparteien erklären sich zur Zusammenarbeit im
Gemischten Ausschuss bereit, um die Kenntnisse über ihre jeweiligen
Beschaffungssysteme zu vertiefen und ihre öffentlichen Beschaffungs-
märkte weiter zu liberalisieren und gegenseitig zu öffnen.

Art. 6.2

Informationsaustausch

Zur Vereinfachung der Kommunikation zwischen den Vertragsparteien
zu Fragen des öffentlichen Beschaffungswesens sind in Anhang XII Kon-
taktstellen aufgeführt, die für die Information über die Regeln und Vor-
schriften im Bereich des öffentlichen Beschaffungswesens verantwortlich
sind.

Art. 6.3

Weitere Verhandlungen

1) Nach Abschluss der bilateralen Verhandlungen zwischen den Ver-
tragsparteien über die weitere Liberalisierung ihrer jeweiligen öffentlichen
Beschaffungsmärkte im Rahmen der Verhandlungen zur Revision des GPA
wird diese Liberalisierung in dieses Abkommen übernommen, einschliess-
lich der Bestimmungen des Abkommens über die Änderungen des Haupt-
teils des GPA, sofern diese für die zusätzliche Liberalisierung relevant sind.
Der Gemischte Ausschuss fällt innert drei Monaten nach Abschluss der
bilateralen Verhandlungen einen entsprechenden Beschluss. Dieser
Beschluss untersteht der Ratifizierung oder Annahme durch die Vertrags-
parteien.

2) Gewährt eine Vertragspartei nach Inkrafttreten dieses Abkommens
einer Nichtvertragspartei zusätzliche Vorteile für den Zugang zu ihren
öffentlichen Beschaffungsmärkten, so erklärt sie sich einverstanden, mit
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einer anderen Vertragspartei Verhandlungen über die mögliche Ausdeh-
nung dieser Vorteile auf der Grundlage der Gegenseitigkeit aufzunehmen.

VII. Geistiges EigentumVII. Geistiges Eigentum

Art. 7.1

Schutz von Geistigem Eigentum

1) Die Vertragsparteien erteilen und gewährleisten einen angemessenen,
wirksamen und nicht-diskriminierenden Schutz der Rechte an Geistigem
Eigentum und treffen in Übereinstimmung mit den Bestimmungen dieses
Artikels, des Anhangs XIII sowie den dort genannten internationalen
Abkommen Massnahmen zur Durchsetzung dieser Rechte im Falle der Ver-
letzung, einschliesslich der Fälschung und der Piraterie.

2) Die Vertragsparteien gewähren den Staatsangehörigen der anderen
Vertragsparteien eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als dieje-
nige, die sie ihren eigenen Staatsangehörigen gewähren. Ausnahmen von
dieser Verpflichtung müssen in Übereinstimmung mit den materiellen
Bestimmungen der Art. 3 und 5 des WTO-Abkommens über handelsbezo-
gene Aspekte der Rechte an Geistigem Eigentum (nachfolgend als "TRIPS-
Abkommen" bezeichnet) stehen.

3) In Bezug auf den Schutz von Geistigem Eigentum gewähren die Ver-
tragsparteien in Übereinstimmung mit dem TRIPS-Abkommen und insbe-
sondere dessen Art. 4 und 5 den Staatsangehörigen der anderen Vertrags-
parteien eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als diejenige, die sie
den Staatsangehörigen eines jeden anderen Staates gewähren.

4) Die Vertragsparteien vereinbaren, auf Antrag einer Vertragspartei an
den Gemischten Ausschuss und bei Einigkeit der Vertragsparteien, die in
diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen zum Schutz des Geistigen
Eigentums soweit erforderlich zu überprüfen, mit dem Ziel, Handelsverzer-
rungen, die sich aus dem gegenwärtigen Schutzumfang des Geistigen Eigen-
tums ergeben, zu vermeiden oder zu beseitigen sowie das Geistige Eigentum
zu fördern, das die Handels- und Investitionsbeziehungen zwischen den
Vertragsparteien erleichtert.
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Art. 7.2

Umfang von Geistigem Eigentum

"Geistiges Eigentum" bezieht sich insbesondere auf Urheberrechte, ein-
schliesslich Computerprogrammen und Datensammlungen, und verwandte
Schutzrechte als auch auf Marken für Güter- und Dienstleistungen, geo-
grafische Herkunftsangaben, einschliesslich Ursprungsbezeichnungen,
Designs, Patente, Pflanzensorten, Topographien von Halbleitererzeug-
nissen sowie auf vertrauliche Informationen.

Art. 7.3

Zusammenarbeit im Bereich des Geistigen Eigentums

1) In Anerkennung der wachsenden Bedeutung von Geistigem
Eigentum als Faktor für soziale, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung
vertiefen die Vertragsparteien ihre Zusammenarbeit in diesem Bereich.

2) Die Vertragsparteien vereinbaren, wo es die Umstände erlauben, bei
Tätigkeiten in Zusammenhang mit den genannten oder künftigen interna-
tionalen Konventionen über Harmonisierung, Verwaltung und Durchset-
zung von Rechten an Geistigem Eigentum und bei Tätigkeiten in internatio-
nalen Organisationen wie der WTO und der Weltorganisation für geistiges
Eigentum (WIPO) zusammenzuarbeiten sowie Geistiges Eigentum betref-
fende Erfahrungen und Informationen über die Beziehungen der Vertrags-
parteien zu anderen Staaten auszutauschen.

3) Gemäss Abs. 1 können die Vertragsparteien zusammenarbeiten:
a) in Personalaustauschprogrammen der Vertragsparteien, einschliesslich

Prüfern;
b) im Bereich von Informationssystemen der einzelnen Vertragsparteien zu

Geistigem Eigentum;
c) bei der Förderung des gegenseitigen Verständnisses ihrer jeweiligen

Politik, Tätigkeit und Erfahrung im Bereich des Geistigen Eigentums;
sowie

d) bei der Förderung der Ausbildung über Geistiges Eigentum und Erfin-
dungsbewusstsein.
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VIII. Institutionelle BestimmungenVIII. Institutionelle Bestimmungen

Art. 8.1

Der Gemischte Ausschuss

1) Die Vertragsparteien setzen hiermit einen Gemischten Ausschuss
EFTA-Korea ein. Dieser setzt sich aus Vertretern der Vertragsparteien
zusammen, die von Ministern oder hohen Beamten angeführt werden, die
zu diesem Zweck delegiert werden.

2) Der Gemischte Ausschuss:
a) beaufsichtigt und überprüft die Durchführung dieses Abkommens unter

anderem durch eine Gesamtschau der Anwendung der Vorschriften
dieses Abkommens und unter gebührender Beachtung spezifischer
Überprüfungsklauseln dieses Abkommens;

b) prüft die Möglichkeit zur Beseitigung von weiteren Handelsschranken
und anderen den Handel einschränkenden Massnahmen zwischen Korea
und den EFTA-Staaten;

c) verfolgt die weitere Entwicklung dieses Abkommens;
d) beaufsichtigt die Arbeit aller im Rahmen dieses Abkommens eingesetzten

Unterausschüsse und Arbeitsgruppen;
e) bemüht sich um die Beilegung von Streitigkeiten im Zusammenhang mit

der Auslegung und der Anwendung dieses Abkommens; und
f) prüft sämtliche weitere Angelegenheiten, die das Funktionieren dieses

Abkommens beeinträchtigen könnten.

3) Der Gemischte Ausschuss entscheidet über die Einsetzung von
Unterausschüssen und Arbeitsgruppen, die er zur Unterstützung bei der
Erfüllung seiner Aufgaben als erforderlich betrachtet. Sofern dieses
Abkommen nichts anderes bestimmt, arbeiten die Unterausschüsse und
Arbeitsgruppen auf Mandat des Gemischten Ausschusses.

4) Der Gemischte Ausschuss entscheidet durch Konsens in den nach
diesem Abkommen vorgesehenen Fällen und kann in den übrigen Fällen
durch Konsens Empfehlungen aussprechen.

5) Der Gemischte Ausschuss tritt innert eines Jahres nach Inkrafttreten
dieses Abkommens zusammen. Danach tritt er bei Bedarf nach gegensei-
tiger Absprache, üblicherweise aber einmal alle zwei Jahre zusammen. Den
Vorsitz übernehmen Korea und einer der EFTA-Staaten gemeinsam. Der
Gemischte Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.
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6) Jede Vertragspartei kann jederzeit mittels schriftlicher Mitteilung an
die anderen Vertragsparteien eine ausserordentliche Sitzung des
Gemischten Ausschusses beantragen. Sofern nichts anderes vereinbart wird,
findet die ausserordentliche Sitzung innerhalb von 30 Tagen nach Eingang
des Antrags statt.

7) Der Gemischte Ausschuss ist zuständig, Beschlüsse zur Änderung der
Anhänge und Appendizes dieses Abkommens zu fassen. Unter Vorbehalt
von Abs. 8 kann er den Zeitpunkt des Inkrafttretens solcher Beschlüsse fest-
legen.

8) Hat ein Vertreter einer Vertragspartei im Gemischen Ausschuss einen
Beschluss unter Vorbehalt der Erfüllung verfassungsrechtlicher Vor-
schriften angenommen, so tritt der Beschluss, sofern darin kein späterer
Zeitpunkt vorgesehen ist, an dem Tag in Kraft, an dem die letzte Vertrags-
partei notifiziert hat, dass ihre innerstaatlichen Verfahren abgeschlossen
sind. Der Gemischte Ausschuss kann entscheiden, dass der Beschluss für
jene Vertragsparteien in Kraft tritt, die ihre innerstaatlichen Verfahren
erfüllt haben, vorausgesetzt, dass Korea zu diesen Vertragsparteien gehört.
Eine Vertragspartei kann unter Vorbehalt ihrer verfassungsrechtlichen Vor-
schriften einen Beschluss des Gemischten Ausschusses bis zu seinem
Inkrafttreten vorläufig anwenden.

Art. 8.2

Sekretariat

1) Die Vertragsparteien bestimmen hiermit die folgenden zuständigen
Stellen als ihre jeweiligen Sekretariate für die Belange dieses Abkommens:
a) für Korea: das Aussen- und Handelsministerium; und
b) für die EFTA-Staaten: das EFTA-Sekretariat.

2) Unbeschadet von Art. 10.7 und sofern von den Vertragsparteien nicht
anders vereinbart oder in diesem Abkommen festgehalten, werden für die
Belange dieses Abkommens alle Mitteilungen oder Notifikationen an oder
von einer Vertragspartei via ihr Sekretariat gemacht.
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IX. StreitbeilegungIX. Streitbeilegung

Art. 9.1

Geltungsbereich

1) Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten unter Berücksichtigung der
Modalitäten gemäss Art. 4.21 dieses Abkommens und Art. 25 von Anhang
I in Bezug auf die Vermeidung oder Schlichtung von Streitigkeiten, die sich
im Zusammenhang mit diesem Abkommen ergeben.

2) Streitigkeiten über dieselbe Angelegenheit, die sich sowohl nach
diesem Abkommen als auch nach dem WTO-Abkommen ergeben, werden
in dem Forum beigelegt, das die Beschwerdeführerin zu diesem Zweck aus-
wählt. Es wird ausschliesslich das so gewählte Forum benutzt.

3) Für die Zwecke dieses Artikels gilt das Streitbeilegungsverfahren nach
dem WTO-Abkommen oder nach diesem Abkommen als eingeleitet, wenn
eine Vertragspartei die Einsetzung eines Schiedsgerichts beantragt.

4) Bevor eine Vertragspartei ein Streitbeilegungsverfahren gemäss
WTO-Abkommen in einer Angelegenheit, die sowohl unter dieses
Abkommen als auch unter das WTO-Abkommen fällt, gegen eine oder
mehrere Vertragsparteien einleitet, unterrichtet sie alle anderen Vertrags-
parteien von ihrer Absicht.

5) Diese Schiedsregeln nach Art. 9.4 bis 9.10 finden keine Anwendung
auf die Art. 2.7, 2.9, 2.10 und Kapitel 5.

Art. 9.2

Gute Dienste, Vergleich oder Vermittlung

1) Gute Dienste, Vergleich und Vermittlung sind Verfahren, die frei-
willig angewendet werden, wenn die beteiligten Vertragsparteien sich darauf
einigen. Sie können jederzeit eröffnet und beendet werden.

2) Verfahren, in denen gute Dienste, Vergleich und Vermittlung zum
Tragen kommen, sind vertraulich und lassen die Rechte der beteiligten Ver-
tragsparteien in anderen Verfahren unberührt.
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Art. 9.3

Konsultationen

1) Die Vertragsparteien bemühen sich stets um eine einvernehmliche
Auslegung und Anwendung dieses Abkommens und unternehmen durch
Zusammenarbeit und Konsultation jegliche Anstrengung, um eine für beide
Seiten zufriedenstellende Lösung aller Fragen, welche die Durchführung
dieses Abkommens berühren könnten, zu erreichen.

2) Jeder oder mehrere der EFTA-Staaten kann bzw. können schriftlich
Konsultationen mit Korea beantragen, und umgekehrt, sobald eine Ver-
tragspartei der Ansicht ist, dass eine von der Vertragspartei oder den Ver-
tragsparteien, an die der Antrag gestellt wird, angewendete Massnahme mit
diesem Abkommen unvereinbar ist oder dass ein Vorteil, der direkt oder
indirekt aus diesem Abkommen hervorgeht, durch eine solche Massnahme
geschmälert oder zunichte gemacht wird. Die Konsultationen finden im
Gemischten Ausschuss statt, sofern die Vertragspartei oder die Vertragspar-
teien, welche den Konsultationsantrag stellen oder entgegennehmen, nicht
widersprechen.

3) Die Konsultationen finden innert 30 Tagen ab Erhalt des Konsul-
tationsantrags statt. Konsultationen über dringliche Angelegenheiten, ein-
schliesslich jene über verderbliche Landwirtschaftserzeugnisse, beginnen
innert 15 Tagen ab Erhalt des Konsultationsantrags.

4) Die an den Konsultationen beteiligten Vertragsparteien erteilen aus-
reichend Auskunft, damit vollständig abgeklärt werden kann, in welcher
Weise die Massnahme oder ein anderer Gegenstand die Durchführung
dieses Abkommens beeinträchtigen könnte, und sie behandeln die im Lauf
der Konsultationen ausgetauschten vertraulichen oder geschützten Infor-
mationen in gleicher Weise wie die Vertragspartei, welche die Informa-
tionen liefert.

5) Die Konsultationen sind vertraulich und lassen die Rechte der betei-
ligten Vertragsparteien in weiteren Verfahren unberührt.

6) Die an den Konsultationen beteiligten Vertragsparteien informieren
die anderen Vertragsparteien über jede gegenseitig vereinbarte Lösung der
Angelegenheit.
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Art. 9.4

Einsetzung eines Schiedsgerichts

1) Ist die Angelegenheit nicht innert 60 oder, in Fällen von dringlichen
Angelegenheiten, 30 Tagen nach Eingang des Konsultationsantrags beige-
legt, so können eine oder mehrere Streitparteien mit schriftlicher Mitteilung
an diejenige Vertragspartei oder diejenigen Vertragsparteien, gegen die sich
die Beschwerde richtet, das Schiedsverfahren einleiten. Eine Kopie dieses
Antrags wird allen Vertragsparteien zugestellt, damit diese über ihre Teil-
nahme an der Streitigkeit entscheiden können.

2) Beantragt mehr als eine Vertragspartei ein Schiedsverfahren über den
gleichen Streitgegenstand, so wird wenn möglich ein einziges Schiedsgericht
zur Beurteilung der Sache eingesetzt.3

3) Der Antrag auf ein Schiedsverfahren enthält eine Begründung der
Beschwerde, einschliesslich der Beschreibung der fraglichen Massnahme
und der rechtlichen Grundlage der Beschwerde.

Art. 9.5

Schiedsgericht

1) Das Schiedsgericht gemäss Art. 9.4 besteht aus drei Mitgliedern.

2) Jede Streitpartei ernennt innert 15 Tagen nach Erhalt des Antrags nach
Art. 9.4 ein Mitglied des Schiedsgerichts.

3) Die Streitparteien einigen sich innert 30 Tagen nach Ernennung des
zweiten Mitglieds über die Ernennung des dritten Mitglieds. Dieses Mit-
glied präsidiert das Schiedsgericht.

4) Falls 45 Tage nach Erhalt des Antrags nach Art. 9.4 nicht alle drei
Mitglieder ernannt sind, nimmt auf Antrag einer Streitpartei der General-
sekretär der WTO die nötigen Ernennungen innerhalb weiterer 30 Tage
vor. Wird innerhalb dieses Zeitraums vom Generalsekretär der WTO kein
Mitglied des Schiedsgerichts ernannt, tauschen die Streitparteien innerhalb
der darauf folgenden zehn Tage Listen mit je vier Kandidaten aus, von
denen keiner Staatsangehöriger einer der Streitparteien sein darf. Die Mit-
glieder des Schiedsgerichts werden innert der zehn Tage, die dem Tausch
der Listen folgen, in Anwesenheit beider Streitparteien durch Los aus den
Listen ermittelt. Legt eine Streitpartei keine Liste mit vier Kandidaten vor,
werden die Mitglieder des Schiedsgerichts durch Los von den durch die
andere Streitpartei bereits vorgelegten Liste ermittelt.
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5) Der Vorsitzende des Schiedsgerichts darf nicht Staatsangehöriger
einer Vertragspartei sein, muss seinen üblichen Wohnsitz ausserhalb des
Hoheitsgebiets einer Vertragspartei haben und darf weder Angestellter oder
ehemaliger Angestellter einer Vertragspartei sein noch sich bisher in irgend-
einer Funktion mit dem Fall befasst haben.

6) Für den Fall, dass ein Mitglied stirbt, zurücktritt oder abberufen wird,
wird innerhalb von 15 Tagen nach demselben Ernennungsverfahren ein
Ersatzmitglied bestimmt. In einem solchen Fall ruht jede auf die Schieds-
verfahren anwendbare Frist für die Zeit vom Tag an, an dem das Mitglied
stirbt, zurücktritt oder abberufen wird, bis zu dem Tag, an dem der Ersatz
bestimmt ist.

7) Jede als Mitglied des Schiedsgerichts bestimmte Person muss über
Fachkenntnisse oder Erfahrungen in Recht, internationalem Handel oder
anderen Angelegenheiten, die unter dieses Abkommen fallen, oder in der
Streitbeilegung nach internationalen Handelsabkommen verfügen. Ein Mit-
glied soll ausschliesslich auf der Grundlage von Objektivität, Zuverlässig-
keit, gesundem Urteilsvermögen und Unabhängigkeit ausgewählt werden
und sich während des ganzen Verlaufs des Schiedsverfahrens diesen Eigen-
schaften entsprechend verhalten. Glaubt eine Vertragspartei, dass ein Mit-
glied diesen Grundlagen nicht entspricht, konsultieren sich die Vertragspar-
teien und berufen bei Zustimmung dieses Mitglied ab und bestimmen in
Übereinstimmung mit diesem Artikel und nach dem Verfahren gemäss Abs.
6 ein neues Mitglied.

8) Als Datum der Einsetzung des Schiedsgerichts gilt der Tag, an dem
der Vorsitzende ernannt wird.

Art. 9.6

Schiedsverfahren

1) Sofern die Streitparteien nichts anderes vereinbaren, wird das Schieds-
verfahren nach den Musterverfahrensregeln durchgeführt, die vom
Gemischten Ausschuss an dessen erster Sitzung beschlossen werden. Bis
solche Regeln vorliegen, setzt das Schiedsgericht seine Verfahrensordnung
selbst fest, sofern die Streitparteien nichts anderes vereinbaren.

2) Ungeachtet von Abs. 1 muss das Verfahren für alle Schiedsgerichts-
verhandlungen sicherstellen, dass:
a) die Streitparteien das Recht auf mindestens eine Anhörung vor dem

Schiedsgericht haben sowie die Möglichkeit zu schriftlichen Eingaben
und Gegendarstellungen erhalten;
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b) die Streitparteien zu allen Anhörungen, die das Schiedsgericht durch-
führt, eingeladen werden;

c) die Streitparteien unter Vorbehalt der Vertraulichkeit Einsicht in alle Ein-
gaben und Stellungnahmen erhalten, die dem Schiedsgericht vorgelegt
werden; sowie

d) die Anhörungen, Beratungen und der Zwischenbericht sowie alle schrift-
lichen Eingaben an das und Kontakte zu dem Schiedsgericht vertraulich
sind.

3) Sofern die Streitparteien innert 20 Tagen nach dem Zustelldatum des
Antrags auf Einsetzung eines Schiedsgerichts nichts anderes vereinbaren,
lautet der Schiedsauftrag folgendermassen:

"Im Lichte der einschlägigen Bestimmungen des Abkommens soll die
Angelegenheit, auf die im Antrag auf Einsetzung eines Schiedsgerichts nach
Art. 9.4 verwiesen wird, geprüft werden, und Rechts- und Tatsachenfest-
stellungen samt ihren Begründungen sollen vorgenommen sowie allfällige
Empfehlungen zur Streitbeilegung abgegeben werden."

4) Auf Antrag einer Streitpartei oder aus eigenem Antrieb kann das
Schiedsgericht wissenschaftliche Information und technischen Rat von
Experten einholen, falls es dies für angebracht erachtet.

5) Das Schiedsgericht fällt seinen Entscheid gestützt auf die Bestim-
mungen dieses Abkommens, die in Übereinstimmung mit den Regeln und
Grundsätzen des internationalen öffentlichen Rechts angewendet und aus-
gelegt werden.

6) Das Schiedsgericht trifft seine Entscheide mit Stimmenmehrheit. Die
Mitglieder können Sondervoten zu abweichenden Meinungen abgeben.
Kein Schiedsgericht darf offen legen, welche Mitglieder die Mehrheits- oder
die Minderheitsmeinung vertreten.

7) Die Kosten des Schiedsgerichts, einschliesslich der Entschädigungen
seiner Mitglieder, tragen die Streitparteien zu gleichen Teilen.

Art. 9.7

Rückzug der Beschwerde

So lange der Zwischenbericht nicht vorliegt, kann eine Beschwerdefüh-
rerin ihre Beschwerde jederzeit zurückziehen. Der Rückzug lässt ihr Recht,
zu einem späteren Zeitpunkt eine neue Beschwerde in derselben Sache ein-
zureichen, unberührt.
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Art. 9.8

Zwischenbericht

1) Das Schiedsgericht legt den Streitparteien innert 90 Tagen nach dem
Zeitpunkt seiner Einsetzung einen Zwischenbericht vor.

2) Das Schiedsgericht erstellt seinen Bericht gestützt auf die Eingaben
und Argumente der Streitparteien sowie auf Grund der wissenschaftlichen
Information und des technischen Rats nach Art. 9.6 Abs. 4.

3) Eine Streitpartei kann innert 14 Tagen nach Vorlage des Zwischenbe-
richts dem Schiedsgericht schriftliche Stellungnahmen dazu unterbreiten.

4) In diesem Fall kann das Schiedsgericht nach Kenntnisnahme dieser
schriftlichen Stellungnahmen aus eigenem Antrieb oder auf Antrag einer
anderen Streitpartei:
a) die Ansichten jeder anderen Streitpartei einholen;
b) seinen Bericht überdenken; und/oder
c) weitere Abklärungen durchführen, die es für angebracht hält.

Art. 9.9

Schlussbericht

1) Das Schiedsgericht legt den Streitparteien innert 30 Tagen nach Vor-
lage des Zwischenberichts einen Schlussbericht vor, der die Art. 9.8 Abs.
2 genannten Punkte enthält und auch die Sondervoten über Punkte ein-
schliesst, über die im Schiedsgericht keine Einstimmigkeit zustande kam.

2) Sofern die Streitparteien nichts anderes vereinbaren, wird der Schluss-
bericht 15 Tage, nachdem er ihnen vorgelegt wurde, veröffentlicht.

Art. 9.10

Vollzug von Berichten des Schiedsgerichts

1) Der Schlussbericht ist endgültig und für die Streitparteien bindend.
Jede Streitpartei ist verpflichtet, die zum Vollzug des Schlussberichts erfor-
derlichen Massnahmen zu treffen.

2) Bei Erhalt des Schlussberichts eines Schiedsgerichts einigen sich die
Streitparteien auf:
a) die Mittel zur Streitbeilegung, die üblicherweise mit den Feststellungen

oder allfälligen Empfehlungen des Schiedsgerichts übereinstimmen; und
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b) eine für die Umsetzung der Mittel zur Streitbeilegung angemessene Frist.
Können sich die Streitparteien nicht einigen, kann eine Streitpartei dem
ursprünglichen Schiedsgericht beantragen, unter Berücksichtigung der
besonderen Umstände des Falles eine angemessene Frist zu bestimmen.
Der Entscheid des Schiedsgerichts ergeht innert 15 Tagen ab Antragstel-
lung.

3) Hält das Schiedsgericht im Schlussbericht fest, dass eine Vertrags-
partei ihre Pflichten aus diesem Abkommen verletzt hat oder dass die Mass-
nahme einer Vertragspartei Vorteile zunichte gemacht oder geschmälert hat,
bestehen die Mittel zur Streitbeilegung wenn immer möglich aus der Besei-
tigung der Vertragsverletzung, der Zunichtemachung oder der Schmäle-
rung.

4) Sind sich 30 Tage nach Vorlage des Schlussberichts die Streitparteien
über die Mittel zur Streitbeilegung nach Abs. 2 Bst. a uneinig oder haben sie
sich auf die Mittel zur Streitlösung geeinigt, aber die Streitpartei, gegen die
sich die Beschwerde richtete, setzt diese Massnahmen nicht innerhalb von
30 Tagen nach Ablauf der nach Abs. 2 Bst. b festgesetzten angemessenen
Frist um, tritt die Vertragspartei, gegen die sich die Beschwerde richtet, nach
Antrag der Beschwerdeführerin in Konsultationen mit dem Ziel ein, einen
gegenseitig annehmbaren Ausgleich zu finden. Kommt innerhalb von 20
Tagen nach diesem Antrag keine Einigung zustande, ist die Beschwerdefüh-
rerin ermächtigt, im Rahmen dieses Abkommens eingeräumte Vorteile in
gleichwertigem Ausmass auszusetzen wie die Vorteile, die von den Mass-
nahmen betroffen sind, die als abkommenswidrig befunden wurden.

5) Bei Prüfung der auszusetzenden Vorteile strebt die Beschwerdefüh-
rerin zunächst die Aussetzung von Vorteilen in dem Sektor bzw. denjenigen
Sektoren an, die von der Massnahme betroffen sind, die vom Schiedsgericht
für abkommenswidrig befunden worden ist. Ist die Aussetzung von Vor-
teilen aus demselben Sektor oder denselben Sektoren nach Auffassung der
Beschwerdeführerin nicht durchführbar oder unwirksam, kann sie Vorteile
aus anderen Sektoren aussetzen.

6) Spätestens 60 Tage vor dem Zeitpunkt, an die Aussetzung wirksam
werden soll, notifiziert die Beschwerdeführerin die andere Streitpartei über
die Vorteile, welche sie auszusetzen beabsichtigt. Innert 15 Tagen nach
dieser Notifikation kann jede Streitpartei das ursprüngliche Schiedsgericht
ersuchen, darüber zu befinden, ob die Vorteile, welche die Beschwerdefüh-
rerin aussetzen will, mit jenen gleichwertig sind, die durch die für abkom-
menswidrig befundene Massnahme betroffen wurden, und ob sie im Ein-
klang mit Abs. 4 und 5 stehen. Der Entscheid des Schiedsgerichts ergeht
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innerhalb von 45 Tagen nach dessen Anrufung. Die Vorteile werden nicht
ausgesetzt, solange das Schiedsgericht keinen Entscheid gefällt hat.

7) Die Aussetzung von Vorteilen ist vorübergehend und wird von der
Beschwerdeführerin nur so lange beibehalten, bis die für abkommenswidrig
befundene Massnahme zurückgenommen oder so geändert wird, dass sie
mit diesem Abkommen vereinbar ist, oder bis die Streitparteien eine Eini-
gung über die Streitbeilegung erzielt haben.

8) Auf Antrag einer Streitpartei entscheidet das ursprüngliche Schieds-
gericht, ob die nach der Aussetzung von Vorteilen beschlossenen Vollzugs-
massnahmen mit dem Bericht vereinbar sind. Gestützt auf diesen Entscheid
befindet es darüber, ob die Aussetzung der Vorteile zu beenden oder zu
ändern ist. Das Schiedsgericht trifft den Entscheid innert 30 Tagen nach
Anrufung.

9) Die Entscheide nach Abs. 2 Bst. b, 6 und 8 sind bindend.

Art. 9.11

Weitere Bestimmungen

Jede in diesem Kapitel erwähnte Frist kann durch die beteiligten Ver-
tragsparteien einvernehmlich verlängert werden.

X. SchlussbestimmungenX. Schlussbestimmungen

Art. 10.1

Transparenz

1) Die Vertragsparteien veröffentlichen ihre Gesetze, Vorschriften, Ver-
fahren, Verwaltungsentscheide und gerichtlichen Entscheide von allge-
meiner Tragweite sowie die jeweiligen internationalen Abkommen, welche
die Durchführung dieses Abkommens berühren könnten, oder sie machen
sie anderweitig öffentlich zugänglich.

2) Die Vertragsparteien beantworten umgehend alle spezifischen
Anfragen und stellen sich auf Ersuchen Informationen über die in Abs. 1
erwähnten Angelegenheiten zur Verfügung.

3) Keine Bestimmung in diesem Abkommen verlangt von einer Ver-
tragspartei die Offenlegung vertraulicher Informationen, welche die Durch-
setzung ihrer Gesetze behindern, sonst gegen das öffentliche Interesse ver-
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stossen oder die berechtigten kommerziellen Interessen eines Wirtschafts-
akteurs beeinträchtigen würde.

4) Im Fall eines Widerspruchs zwischen den Bestimmungen dieses Arti-
kels und Transparenzbestimmungen in anderen Kapiteln, sollen bezüglich
dieses Widerspruchs letztere den Vorrang haben.

Art. 10.2

Anhänge und Appendizes

Die Anhänge und Appendizes dieses Abkommens sind Bestandteil des-
selben.

Art. 10.3

Änderungen

1) Andere Änderungen als jene nach Art. 8.1 Abs. 7 werden nach ihrer
Genehmigung durch den Gemischten Ausschuss den Vertragsparteien zur
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung gemäss den verfassungsrechtli-
chen Verfahren jeder Vertragspartei unterbreitet.

2) Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, treten die
Änderungen am ersten Tag des zweiten Monats nach Hinterlegung der
letzten Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde in Kraft.

3) Der Änderungstext sowie die Ratifikations-, Annahme- oder Geneh-
migungsurkunden werden beim Depositar hinterlegt.

Art. 10.4

Beitritt

1) Jeder Mitgliedsstaat der Europäischen Freihandelsassoziation kann
vorbehaltlich der Genehmigung des Beitritts durch den Gemischten Aus-
schuss diesem Abkommen zu Bedingungen beitreten, die zwischen dem
beitretenden Staat und den bisherigen Vertragsparteien ausgehandelt
werden. Die Beitrittsurkunde wird beim Depositar hinterlegt.

2) Für einen beitretenden Staat tritt dieses Abkommen am ersten Tag
des zweiten Monats nach Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde oder der
Annahme der Beitrittsbedingungen durch die bisherigen Vertragsparteien in
Kraft, wobei der spätere Zeitpunkt der massgebende ist.
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Art. 10.5

Rücktritt und Beendigung

1) Jede Vertragspartei kann mit schriftlicher Notifikation an den Depo-
sitar von diesem Abkommen zurücktreten. Der Rücktritt wird am ersten
Tag des sechsten Monats nach dem Zeitpunkt wirksam, an welchem der
Depositar die Notifikation erhalten hat.

2) Tritt Korea von diesem Abkommen zurück, erlischt dieses
Abkommen zum Zeitpunkt nach Abs. 1.

3) Tritt ein EFTA-Staat vom Übereinkommen zur Errichtung der Euro-
päischen Freihandelsassoziation zurück, tritt dieser EFTA-Staat in Über-
einstimmung mit Abs. 1 von diesem Abkommen zurück.

Art. 10.6

Inkrafttreten

1) Dieses Abkommen unterliegt der Ratifikation, Annahme oder Geneh-
migung. Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden
werden beim Depositar hinterlegt.

2) Dieses Abkommen tritt am 1. Juli 2006 für die Unterzeichnerstaaten
in Kraft, die bis dahin das Abkommen ratifiziert haben, vorausgesetzt, sie
haben ihre Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden bis spä-
testens einen Monat vor Inkrafttreten beim Depositar hinterlegt, und vor-
ausgesetzt, dass Korea zu den Staaten gehört, die ihre Urkunden hinterlegt
haben.

3) Erfolgt das Inkrafttreten dieses Abkommens nicht am 1. Juli 2006,
tritt es am ersten Tag des zweiten Monats nach der Hinterlegung der
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden durch Korea und
mindestens einen EFTA-Staat in Kraft, wobei das spätere Hinterlegungs-
datum das massgebende ist.

4) Für einen EFTA-Staat, der seine Ratifikations-, Annahme- oder
Genehmigungsurkunde nach Inkrafttreten dieses Abkommens hinterlegt,
tritt dieses Abkommen am ersten Tag des zweiten Monats nach der Hinter-
legung seiner Urkunde in Kraft.

5) Falls seine verfassungsrechtlichen Bestimmungen dies erlauben, kann
jeder EFTA-Staat dieses Abkommen vorläufig anwenden. Die vorläufige
Anwendung des Abkommens gemäss diesem Absatz wird dem Depositar
notifiziert.
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Art. 10.7

Depositar

Die Regierung Norwegens handelt als Depositar.

Zu Urkunde dessen haben die hierzu gebührend bevollmächtigten
Unterzeichner das vorliegende Abkommen unterschrieben.

Geschehen in Hong Kong, am 15. Dezember 2005, in einer Original-
ausfertigung in englischer Sprache, die bei der Regierung Norwegens depo-
niert wird. Der Depositar lässt allen Unterzeichnerstaaten beglaubigte
Kopien zukommen.

(Es folgen die Unterschriften)
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AnhängeAnhänge44

Anhang I Ursprungsregeln und Zollverfahren5

Anhang II Räumlicher Anwendungsbereich

Anhang III Produkte, auf welche Art. 2.1 Abs. 1 Bst. a Bezug nimmt6

Anhang IV Verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse7

Anhang V Fisch und andere Meeresprodukte8

Anhang VI Zölle9

Anhang VII Listen der besonderen Verpflichtungen

Anhang VIII Listen der Meistbegünstigungs-Befreiungen

Anhang IX Gegenseitige Anerkennung

Anhang X Telekommunikationsdienste

Anhang XI Koproduktion von Fernsehprogrammen

Anhang XII Kontaktstellen für den Bereich öffentliches Beschaffungswesen

Anhang XIII Geistiges Eigentum

VerständigungsprotokollVerständigungsprotokoll

betreffend das Freihandelsabkommen zwischenbetreffend das Freihandelsabkommen zwischen
den EFTA-Staaten und Koreaden EFTA-Staaten und Korea

Kapitel III (Dienstleistungshandel) und Kapitel IV (Finanzdienstleis-
tungen)

Es ist das Verständnis, dass in Bezug auf Subventionen der Geltungs-
bereich von Kapitel III und IV derselbe ist wie der Geltungsbereich des
GATS.

Des Weiteren wird anerkannt, dass unter gewissen Umständen Subven-
tionen einen verzerrenden Einfluss auf den Dienstleistungshandel haben
können, und die Vertragsparteien nehmen Kenntnis von den GATS-Ver-
handlungen.

Es ist insbesondere das Verständnis, dass eine Vertragspartei, welche der
Meinung ist, durch eine Subvention einer anderen Vertragspartei negativ
betroffen zu sein, Konsultationen beantragen kann.
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Art. 3.6

Inländerbehandlung

Es ist das Verständnis, dass im Bezug auf eine Behandlung, die von
einer lokalen Regierung oder Behörde einer Vertragspartei gewährt wird,
der Begriff "seine eigenen gleichen Dienstleistungen oder Dienstleistungs-
erbringer" gleichbedeutend ist mit eigenen gleichen Dienstleistungen oder
Dienstleistungserbringer dieser Vertragspartei, einschliesslich ihrer selbst.

Art. 3.14

Beschränkungen aus Zahlungsbilanzgründen

Es ist das Verständnis, dass Abs. 2 Bst. a von Art. XII GATS keine
Anwendung findet auf Beschränkungen bezüglich besonderer Verpflich-
tungen in Sektoren, die über die im GATS verpflichteten Sektoren hin-
ausgehen, sofern solche Beschränkungen bezüglich Dienstleistungen oder
Dienstleistungserbringer derjenigen Länder, welche in diesen Sektoren den
gleichen Marktzugang besitzen, auf einer nicht-diskriminierenden Basis
angewendet werden.

Zu Urkunde dessen haben die hierzu gebührend bevollmächtigten
Unterzeichner das vorliegende Verständigungsprotokoll unterschrieben.

Geschehen zu Hong Kong, am 15. Dezember 2005, in einer Original-
ausfertigung in englischer Sprache, die bei der Regierung Norwegens depo-
niert wird. Der Depositar lässt allen Unterzeichnerstaaten beglaubigte
Kopien zukommen.

(Es folgen die Unterschriften)
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1 Übersetzung des englischen Originaltextes.

2 Wird eine Dienstleistung nicht unmittelbar durch eine juristische Person, sondern durch
andere Formen der gewerblichen Niederlassung wie zum Beispiel einer Zweigstelle
oder einer Vertretung erbracht, so erhält der Dienstleistungserbringer (d. h. die juris-
tische Person) durch eine solche Niederlassung dennoch die Behandlung, die den
Dienstleistungserbringern im Rahmen dieses Kapitels gewährt wird. Eine solche
Behandlung wird auch der Niederlassung zuteil, durch welche die Dienstleistung
erbracht wird oder erbracht werden soll; sie wird sonstigen Betriebsteilen des Erbrin-
gers, die ausserhalb des Hoheitsgebiets ansässig sind, in dem die Dienstleistung
erbracht wird oder erbracht werden soll, nicht zuteil.

3 Nachfolgend werden die Bezeichnungen "Streitpartei", "Beschwerdeführerin", "Ver-
tragspartei, gegen die sich die Beschwerde richtet" unabhängig davon verwendet, ob
zwei oder mehr Vertragsparteien in eine Streitigkeit involviert sind.

4 Die Anhänge und ihre Änderungen werden im Liechtensteinischen Landesgesetzblatt
nicht publiziert. Sie können beim Amt für Auswärtige Angelegenheiten eingesehen
und bezogen werden und sind auf der Internetseite des EFTA-Sekretariats ver-
fügbar: http://www.efta.int/free-trade/free-trade-agreements/korea.

5 Anhang I abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 49, LGBl. 2012 Nr. 72 und LGBl. 2020
Nr. 33 (Beschlüsse des Gemischten Auschusses EFTA-Korea Nr. 2/2009, 1/2010, 1/
2015).

6 Anhang III abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 73 (Beschluss des Gemischten Auschusses
EFTA-Korea Nr. 3/2009).

7 Anhang IV abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 73 (Beschluss des Gemischten Auschusses
EFTA-Korea Nr. 4/2009).

8 Anhang V abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 73 (Beschluss des Gemischten Auschusses
EFTA-Korea Nr. 5/2009).

9 Anhang VI abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 72 (Beschluss des Gemischten Auschusses
EFTA-Korea Nr. 6/2009).
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